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Anlage 13 zur GRDrs 770/2011
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012 
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1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer Ingenieurstelle (E11) für das Aufgabengebiet Verkehrsregelung Baustellen bei der Straßenverkehrsbehörde des Amts für öffentliche Ordnung.
2
Schaffungskriterien

Arbeiten im öffentlichen Straßenraum bedürfen einer Genehmigung nach StVO bzw. Straßengesetz. Es handelt sich um eine Pflichtaufgabe nach Weisung, für die eine Verwaltungsgebühr erhoben wird. Zahl und Komplexität der Vorgänge sind stark angestiegen, so dass diese bereits jetzt mit dem vorhandenen Personal nicht mehr bzw. nicht in dem gesetzlich geforderten Umfang bearbeitet werden können. Da der eigentliche Beginn des Bauprojekts S 21 und von anderen Großbauvorhaben erst noch ansteht, die während der gesamten Ausführungszeit intensiv betreut werden müssen, ist sogar von einer weiteren Arbeitszunahme auszugehen.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Vom Jahr 2005 (8.476 Anträge) bis zum Jahr 2009 (10.987 Anträge) hat die Zahl der Baustellenanträge um 30 % zugenommen.
In den ersten 3 Quartalen des Jahres 2010 war im Vergleich zu den ersten 3 Quartalen des Jahres 2009 eine erneute Zunahme um weitere 30 % zu verzeichnen. Erschwerend kam hinzu, dass der Anteil der bearbeitungsintensiven und qualitativ anspruchsvollen Großbauvorhaben stark zugenommen hat.
In der Folge ist der Dienstbetrieb im Baustellenbereich teilweise zusammengebrochen. Die Mitarbeiter/-innen waren nicht mehr in der Lage, die Anträge mengenmäßig zu bearbeiten und erkrankten teilweise wegen der Dauerüberlastung und/oder bewarben sich erfolgreich weg.
Im 4. Quartal 2010 konnten so 320 vorliegende Anträge nicht bearbeitet und abgerechnet werden, ca. 75 ungenehmigte Baustellen (Erfahrungswert) nicht beanstandet werden. Der Einnahmeausfall hieraus belief sich auf 30.000 EURO/Quartal (hochgerechnet 120.000 EURO/Jahr).
Diese Entwicklung hat sich in 2011 fortgesetzt. Bis zum 30.06.2011 blieben weitere 558 Anträge unbearbeitet, was einen Einnahmeausfall in Höhe von mindestens 42.000 € bedeutet. Die Dunkelziffer der wegen der verzögerten Genehmigungspraxis erst gar nicht beantragten, aber dennoch durchgeführten Maßnahmen ist bei den Gebührenausfällen noch hinzuzurechnen.
Die Baufirmen haben einen gesetzlichen Anspruch auf ermessensfehlerfreie und zeitnahe Bearbeitung ihres Antrags. Von der behördlichen Genehmigung hängt der Beginn einer Baumaßnahme mit z.T. erheblichem Einsatz von Personal oder teurem Spezialgerät ab. Kann eine Genehmigung nicht rechtzeitig ausgestellt werden, entstehen dem Bauherrn Kosten. In dieser Situation stehen Bauherr und Firma vor der Alternative, ungenehmigt mit der Baumaßnahme zu beginnen oder Schadensersatzansprüche gegenüber der Stadt geltend zu machen. 
Bei der ungenehmigten Ausführung einer Baumaßnahme besteht für die Allgemeinheit zudem das Risiko, dass eine Gefahrenstelle entsteht oder der Verkehr zusammenbricht. 
Sollte es bei einer genehmigten, aber unsachgemäßen Baustelleneinrichtung zu Unfällen kommen, stellt sich auch die Haftungsfrage. Die Mitarbeiter/-innen haben heute i.d.R. keine Zeit mehr, kritische und komplexe Sachverhalte vor Ort zu begutachten und Fälle mit der gebotenen Sorgfalt zu bearbeiten. Fehler in der Sachbearbeitung oder der Ausführung der verkehrsrechtlichen Anordnung vor Ort werden dadurch möglicherweise nicht erkannt bzw. können nicht rechtzeitig korrigiert werden. 
Verschärft wird die Situation bei den Baumaßnahmen für S 21 dadurch, dass eine Koordination seitens der Bahn weder in Bezug auf ein Bauflächenmanagement noch bezüglich der Verkehrsregelungen erfolgt. Die beauftragten, häufig ortsfremden, Firmen sind auf sich alleine gestellt und reichen unzureichende Anträge mit zeitlichen und verkehrlichen Kollisionen ein. Die eingereichten Unterlagen müssen deshalb in der Regel zeitintensiv überarbeitet werden. Bei den hohen Bausummen führen selbst kleinste Verzögerungen zu enormen Schäden. Hierdurch ist insbesondere die Arbeitszeit der Verkehrsingenieure weitgehend gebunden und steht für die zahlreichen weiteren Großbauvorhaben (Stadtbahnbau, Klinikum, Großbaustellen Lautenschlagerstraße, WGV) nicht mehr in ausreichendem Maß zur Verfügung.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung
Derzeit sind im Bereich Verkehrsregelung Baustellen bei der Straßenverkehrsbehörde der Projektbeauftragte S 21 des Amtes, drei Ingenieure zur Begutachtung technischer Sachverhalte sowie sieben Sachbearbeiter-/innen (inklusive Teamleiter) für die verwaltungsrechtliche Umsetzung tätig. 

Die in den Vorjahren im Zusammenhang mit S 21 geschaffenen Stellen (Stellenplan 2008  2 Stellen, 1999 1 Stelle) sind in der Gesamtzahl enthalten und wurden zur Kompensation der gestiegenen Antragszahlen mit herangezogen.

Inwieweit diese vorgeschlagene Stellenschaffung ausreichend ist, wird sich mit Baubeginn der umfangreichen und äußerst bearbeitungsintensiven Großbauvorhaben wie „Quartier am Mailänder Platz“/Bebauung A1-Gelände, WGV, „Gerber“, Umbau Tübinger Straße, Rosensteintunnel, DaVinci etc. zeigen. Ggf sind Vorgriffschaffungen in Erwägung zu ziehen.

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Bereits jetzt, und damit noch vor Beginn der o.a. umfangreichen und äußerst bearbeitungsintensiven Großbauvorhaben ist keine ordnungsgemäße Bearbeitung von Anträgen mehr möglich. Bei Bauvorhaben, insbesondere den Großbaustellen, drohen erhebliche zeitliche Verzögerungen. Es entsteht das unter Ziffer 3.1 bereits beschriebene Haftungs- und Schadensersatzrisiko. 
4
Stellenvermerke
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